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512. Bundesgesetz: 15. Schulorganisationsgesetz-Novelle
(NR: GP XVIII RV 1044 AB 1162 S. 127. BR: AB 4581 S. 573.)

513. Bundesgesetz: Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985
(NR: GP XVIII RV 1045 AB 1153 S. 127. BR: AB 4582 S. 573.)

514. Bundesgesetz: Änderung des Schulunterrichtsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1046 und 1128 AB 1163 S. 127. BR: AB 4583 S. 573.)

515. Bundesgesetz: Änderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1047 und 1127 AB 1164 S. 127. BR: AB 4584 S. 573.)

516. Bundesgesetz: Änderung des Schulzeitgesetzes 1985
(NR: GP XVIII RV 1129 AB 1165 S. 127. BR: AB 4585 S. 573.)

517. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Prüfungstätigkeiten im Bereich
des Schulwesens mit Ausnahme des Hochschulwesens und über die Entschädigung der
Mitglieder von Gutachterkommissionen gemäß § 15 des Schulunterrichtsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1028 AB 1154 S. 127. BR: AB 4586 S. 573.)

512. Bundesgesetz, mit dem das Schulorgani-
sationsgesetz geändert wird

(15. Schulorganisationsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Schulorganisationsgesetz, BGBl.
Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 323/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Durch die Erziehung an Schülerheimen und
im Betreuungsteil ganztägiger Schulformen ist zur
Erfüllung der Aufgabe der österreichischen Schule
gemäß Abs. 1 beizutragen."

2. Im § 5 treten an die Stelle des Abs. 2 folgende
Absätze :

„(2) Von der Schulgeldfreiheit gemäß Abs. 1 sind
ausgenommen:

1. Lern- und Arbeitsmittelbeiträge und
2. Beiträge für die Unterbringung, Verpflegung

und Betreuung in öffentlichen Schülerheimen
sowie im Betreuungsteil (ausgenommen die
Lernzeiten gemäß § 8 lit. i sublit. aa und bb)
öffentlicher ganztägiger Schulformen.

Sonstige Schulgebühren dürfen nicht eingehoben
werden.

(3) Die Beiträge für Schülerheime und den
Betreuungsteil ganztägiger Schulformen gemäß
Abs. 2 Z 2 sind durch Verordnung festzulegen,
wobei diese höchstens kostendeckend sein dürfen,
auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Schüler

und der Unterhaltspflichtigen Bedacht zu nehmen
ist und eine Durchschnittsberechnung für alle in
Betracht kommenden Schularten zulässig ist."

3. Im § 6 Abs. 1 lautet der erste Satz:

„Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
hat für die in diesem Bundesgesetz geregelten
Schulen Lehrpläne (einschließlich der Betreuungs-
pläne für ganztägige Schulformen) durch Verord-
nung festzusetzen."

4. Im § 6 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4 a
eingefügt:

„(4 a) Betreuungspläne sind für die gegenstands-
bezogene und individuelle Lernzeit ganztägiger
Schulformen festzusetzen. Hiebei ist festzulegen,
daß die Lernzeit der Festigung und Förderung der
Unterrichtsarbeit im Unterrichtsteil, nicht jedoch
der Erarbeitung neuer Lehrinhalte zu dienen hat.
Die gegenstandsbezogene Lernzeit hat wöchentlich
zwei bis vier Stunden zu umfassen."

5. Im § 8 wird der Punkt nach lit. h durch einen
Strichpunkt ersetzt und angefügt:

,,i) unter ganztägigen Schulformen Schulen, an
denen neben dem Unterrichtsteil ein Betreu-
ungsteil angeboten wird, wobei zum Besuch
des Betreuungsteiles eine Anmeldung erfor-
derlich ist und der Betreuungsteil aus
folgenden Bereichen besteht:
aa) gegenstandsbezogene Lernzeit, die sich

auf bestimmte Pflichtgegenstände be-
zieht,
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bb) individuelle Lernzeit,
cc) Freizeit (einschließlich Verpflegung)."

6. Im § 8 a Abs. 1 tritt am Ende der lit. d an die
Stelle des Wortes „und" ein Beistrich, wird der
Punkt nach lit. e durch das Wort „und" ersetzt und
wird folgende lit. f angefügt:

,,f) bei welcher Mindestzahl von zum Betreu-
ungsteil angemeldeten Schülern an ganztägi-
gen Schulformen Gruppen zu bilden sind."

7. In der Grundsatzbestimmung des § 8 a Abs. 3
tritt an die Stelle der Wendung „Abs. 1 lit. a bis e"
die Wendung „Abs. 1 lit. a bis f".

8. Nach § 8 c wird folgender § 8 d samt
Überschrift eingefügt:

„ F ü h r u n g g a n z t ä g i g e r S c h u l f o r m e n

§ 8 d. (1) Ganztägige Schulformen sind in einen
Unterrichtsteil und einen Betreuungsteil gegliedert.
Diese können in getrennter oder verschränkter
Abfolge geführt werden. Für die Führung einer
Klasse mit verschränkter Abfolge des Unterrichts-
und des Betreuungsteiles ist erforderlich, daß alle
Schüler einer Klasse am Betreuungsteil während der
ganzen Woche angemeldet sind sowie daß die
Erziehungsberechtigten von mindestens zwei Drit-
teln der betroffenen Schüler und mindestens zwei
Drittel der betroffenen Lehrer zustimmen; in allen
übrigen Fällen sind der Unterrichts- und Betreu-
ungsteil getrennt zu führen. Bei getrennter Abfolge
dürfen die Schüler für den Betreuungsteil in
klassenübergreifenden Gruppen zusammengefaßt
werden; der Betreuungsteil darf auch an einzelnen
Nachmittagen der Woche in Anspruch genommen
werden.

(2) Die Festlegung der Standorte öffentlicher
ganztägiger Schulformen erfolgt unter Bedacht-
nahme auf den Bedarf durch die Schulbehörde
erster Instanz (durch das Kollegium des Landes-
schulrates, bei Zentrallehranstalten und Übungs-
schulen an Pädagogischen Akademien durch den
Bundesminister für Unterricht und Kunst), wenn die
personellen und räumlichen Voraussetzungen gege-
ben sind. Vor dieser Festlegung ist das Schulforum
bzw. der Schulgemeinschaftsausschuß der betref-
fenden Schule, an Pädagogischen Akademien das
Kuratorium zu hören.

(3) (Grundsatzbestimmung) Für die öffentlichen
allgemeinbildenden Pflichtschulen, die keine
Übungsschulen sind, gilt Abs. 1 als Grundsatzbe-
stimmung. Die Festlegung der Standorte ganztägi-
ger Schulformen an öffentlichen allgemeinbilden-
den Pflichtschulen (mit Ausnahme der Übungsschu-
len) erfolgt auf Grund der Vorschriften über die
Schulerhaltung."

9. § 9 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Volksschule hat in den ersten vier
Schulstufen (Grundschule) eine für alle Schüler
gemeinsame Elementarbildung unter Berücksichti-
gung einer sozialen Integration behinderter Kinder
zu vermitteln. Für Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf (§ 8 Abs. 1 des Schulpflichtgesetzes
1985, BGBl. Nr. 76, in der Fassung BGBl.
Nr. 513/1993) sind die Bildungsaufgaben der der
Behinderung entsprechenden Sonderschulart zu
berücksichtigen."

10. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Für Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf findet der Lehrplan der Volksschule
insoweit Anwendung, als erwartet werden kann,
daß ohne Überforderung die Bildungs- und
Lehraufgabe des betreffenden Unterrichtsgegen-
standes grundsätzlich erreicht wird; im übrigen
findet der der Behinderung entsprechende Lehrplan
der Sonderschule Anwendung."

11. (Grundsatzbestimmung) Dem § 11 werden
folgende Abs. 4 und 5 angefügt:

„(4) Zur Ermöglichung des zeitweisen gemeinsa-
men Unterrichtes von nicht behinderten Kindern
und Kindern mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf können zeitweise Volksschulklassen und
Sonderschulklassen gemeinsam geführt werden.

(5) Volksschulen können als ganztägige Volks-
schulen geführt werden."

12. (Grundsatzbestimmung) § 13 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Unterricht in jeder Volksschulklasse ist
— abgesehen von einzelnen Unterrichtsgegenstän-
den und einzelnen Unterrichtsstunden — durch
einen Klassenlehrer zu erteilen. Für Kinder mit
sonderpädagogischem Förderbedarf sowie für Kin-
der mit nichtdeutscher Muttersprache, welche die
Unterrichtssprache nicht ausreichend beherrschen,
kann ein entsprechend ausgebildeter Lehrer zusätz-
lich eingesetzt werden."

13. (Grundsatzbestimmung) Im § 13 wird nach
Abs. 2 folgender Abs. 2 a eingefügt:

„(2 a) An ganztägigen Schulformen kann für die
Leitung des Betreuungsteiles ein Lehrer oder
Erzieher vorgesehen werden. Für die gegenstands-
bezogene Lernzeit sind die erforderlichen Lehrer
und für die individuelle Lernzeit und die Freizeit die
erforderlichen Lehrer oder Erzieher zu bestellen."

14. (Grundsatzbestimmung) Dem § 14 Abs. 1
wird angefügt:

„Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen,
unter welchen Voraussetzungen und in welchem
Ausmaß die Klassenschülerhöchstzahl für Klassen,
in denen sich Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf befinden, niedriger als 30 ist. Dabei ist
auf die Anzahl der Kinder mit sonderpädagogi-
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schem Förderbedarf sowie auf die Art und das
Ausmaß der Behinderung Rücksicht zu nehmen."

15. (Grundsatzbestimmung) Dem § 18 wird
folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Hauptschulen können als ganztägige Haupt-
schulen geführt werden."

16. (Grundsatzbestimmung) § 20 Abs. 3 lautet:

„(3) § 13 Abs. 2 a und 3 ist anzuwenden."

17. Der bisherige Wortlaut des § 23 erhält die
Absatzbezeichnung „(1)"; als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Soweit für einzelne Arten der Sonderschule
eigene Lehrpläne erlassen werden, ist in diesen
vorzusehen, daß Schüler in jenen Unterrichtsgegen-
ständen nach dem Lehrplan der Volksschule, der
Hauptschule oder des Polytechnischen Lehrganges
unterrichtet werden können, in denen ohne
Überforderung die Erreichung des Lehrzieles
erwartet werden kann."

18. (Grundsatzbestimmung) Dem §24 wird
folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Sonderschulen können als ganztägige
Sonderschulen geführt werden."

19. (Grundsatzbestimmung) § 25 Abs. 1 lautet:

„(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen
Erfordernissen zu führen

a) als selbständige Schulen oder
b) als Sonderschulklassen, die einer Volks- oder

Hauptschule oder einem Polytechnischen
Lehrgang oder einer Sonderschule anderer
Art angeschlossen sind.

Im Falle der lit. b ist bei ganztägigen Schulformen
im Betreuungsteil eine integrative Gruppenbildung
anzustreben. Ferner können in einer Sonderschul-
klasse Abteilungen eingerichtet werden, die ver-
schiedenen Sonderschularten entsprechen."

20. Nach § 27 wird eingefügt:

,,c) Verfassungsbestimmungen

Sonderpädagogische Zentren

§ 27 a. (1) Sonderpädagogische Zentren sind
Sonderschulen, die die Aufgabe haben, durch
Bereitstellung und Koordination sonderpädagogi-
scher Maßnahmen in anderen Schularten dazu
beizutragen, daß Kinder mit sonderpädagogischem
Förderbedarf in bestmöglicher Weise auch in
allgemeinen Schulen unterrichtet werden können.

(2) Der Landesschulrat (Kollegium) hat auf
Antrag des Bezirksschulrates bestimmte Sonder-
schulen als Sonderpädagogische Zentren festzule-
gen. Sollte in einer Region keine Sonderschule
bestehen, kann auch eine andere Schule mit
angeschlossener Sonderschulklasse als Sonderpäd-
agogisches Zentrum festgelegt werden. Vor der

Festlegung ist das Einvernehmen mit dem Schuler-
halter herzustellen.

(3) Landeslehrer, die an Volksschulen gemäß § 13
Abs. 1 zweiter Satz für Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf zusätzlich eingesetzt werden,
sind durch Sonderpädagogische Zentren zu be-
treuen."

21. (Grundsatzbestimmung) Dem § 30 wird
folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Polytechnische Lehrgänge können als
ganztägige Polytechnische Lehrgänge geführt wer-
den."

22. (Grundsatzbestimmung) § 32 Abs. 3 lautet:

„(3) § 13 Abs. 2 a und 3 ist anzuwenden."

23. Dem § 35 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Allgemeinbildende höhere Schulen mit
Unter- und Oberstufe können mit ganztägiger
Unterstufe geführt werden."

24. Im § 42 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) An ganztägigen Schulformen kann für die
Leitung des Betreuungsteiles ein Lehrer oder
Erzieher bestellt werden. Für die gegenstandsbezo-
gene Lernzeit sind die erforderlichen Lehrer und für
die individuelle Lernzeit und die Freizeit die
erforderlichen Lehrer oder Erzieher zu bestellen."

25. Dem § 60 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Ausbildung an den Handelsschulen wird
durch die Abschlußprüfung beendet."

26. Dem § 62 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die Ausbildung an den dreijährigen
Fachschulen für wirtschaftliche Berufe wird durch
die Abschlußprüfung beendet."

27. Im § 81 Abs. 1 lautet lit. d:
,,d) Praktika."

28. Im § 95 ist nach. Abs. 3 folgender Abs. 3 a
einzufügen:

„(3 a) An Bildungsanstalten für Kindergarten-
pädagogik können nach Bedarf Kollegs eingerichtet
werden, welche die Aufgabe haben, in einem
viersemestrigen Bildungsgang Absolventen von
höheren Schulen zum beruflichen Bildungsziel der
Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik gemäß
§ 94 Abs. 1 zu führen. Die Kollegs können auch als
Schulen für Berufstätige, erforderlichenfalls unter
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt wer-
den."

29. Im § 96 treten an die Stelle des Abs. 1 folgende
Absätze:

„(1) Im Lehrplan (§ 6) der Bildungsanstalten für
Kindergartenpädagogik sind vorzusehen:

a) als Pflichtgegenstände: Religion, Deutsch,
eine lebende Fremdsprache, Geschichte und
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Sozialkunde, Geographie und Wirtschafts-
kunde, Politische Bildung, Mathematik, Phy-
sik, Chemie, Biologie und Umweltkunde;

b) als Pflichtgegenstände: die im Hinblick auf
die künftige Berufstätigkeit erforderlichen
pädagogisch-geisteswissenschaftlichen, di-
daktischen, fachtheoretischen, praktischen
und musisch-kreativen sowie rechtskundli-
chen Unterrichtsgegenstände, ferner Pflicht-
praktika;

c) als verbindliche Übungen: ergänzende Unter-
richtsveranstaltungen im Hinblick auf die
künftige Berufstätigkeit.

(1 a) Für die Lehrpläne der Kollegs (§ 95
Abs. 3 a) gelten die Bestimmungen des Abs. 1 mit
der Maßgabe, daß der Unterricht auf jene
Unterrichtsgegenstände bzw. Lehrstoffe zu be-
schränken ist, die nicht im wesentlichen bereits in
dem vor dem Besuch des Kollegs zurückgelegten
Bildungsgang vorgesehen sind."

30. § 97 samt Überschrift lautet:

„Aufnahmsvoraussetzungen

§ 97. (1) Die Aufnahme in eine Bildungsanstalt
für Kindergartenpädagogik setzt die erfolgreiche
Erfüllung der ersten acht Jahre der allgemeinen
Schulpflicht und die erfolgreiche Ablegung einer
Eignungsprüfung voraus.

(2) Die Aufnahme in Lehrgänge für Sonderkin-
dergartenpädagogik (§ 95 Abs. 3) setzt die erfolg-
reiche Ablegung der Befähigungsprüfung für
Kindergärten voraus.

(3) Die Aufnahme in ein Kolleg (§ 95 Abs. 3 a)
setzt die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
einer höheren Schule anderer Art und die
erfolgreiche Ablegung einer Eignungsprüfung vor-
aus."

31. Im § 98 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Die Kollegs (§ 95 Abs. 3 a) schließen mit
einer Reife- und Befähigungsprüfung ab, die auf
jene Unterrichtsgegenstände bzw. Lehrstoffe zu
beschränken ist, die nicht im wesentlichen bereits
durch den vor dem Besuch des Kollegs zurückgeleg-
ten Bildungsgang nachgewiesen sind. Wird das
Kolleg auf Grund einer Studienberechtigungsprü-
fung (§ 8 c) besucht, kann der Ausbildungsgang statt
durch eine Reife- und Befähigungsprüfung durch
eine Befähigungsprüfung abgeschlossen werden,
deren Inhalt auf den berufsbildenden Ausbildungs-
bereich des Kollegs zu beschränken ist."

32. § 100 samt Überschrift lautet:

„Klassenschülerzahl

§ 100. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungs-
anstalt für Kindergartenpädagogik darf 30 nicht

übersteigen und soll 20 nicht unterschreiten. Um
Abweisungen zu vermeiden, kann die Klassenschü-
lerhöchstzahl bis zu 20 vH überschritten werden;
darüber hat die Schulbehörde erster Instanz zu
entscheiden."

33. In der Überschrift zu Abschnitt II sowie in
den §§ 102 bis 109 (einschließlich deren Überschrif-
ten) sowie im § 125 Abs. 1 und im § 126 Abs. 1 lit. c
werden die Wendungen „Bildungsanstalten für
Erzieher" und „Bildungsanstalt für Erzieher" durch
die Wendungen „Bildungsanstalten für Sozialpäd-
agogik" bzw. „Bildungsanstalt für Sozialpädago-
gik" ersetzt.

34. Im § 103 Abs. 4 wird die Wendung „Institut
für Heimerziehung" durch die Wendung „Institut
für Sozialpädagogik" ersetzt.

35. § 104 Abs. 1 lautet:

„(1) Im Lehrplan (§ 6) der Bildungsanstalten für
Sozialpädagogik sind vorzusehen:

a) als Pflichtgegenstände: Religion, Deutsch,
eine lebende Fremdsprache, Geschichte und
Sozialkunde, Geographie und Wirtschafts-
kunde, Politische Bildung, Mathematik, Phy-
sik, Chemie, Biologie und Umweltkunde;

b) als Pflichtgegenstände: die im Hinblick auf
die künftige Berufstätigkeit erforderlichen
pädagogisch-geisteswissenschaftlichen, di-
daktischen, fachtheoretischen, praktischen
und musisch-kreativen sowie rechtskundli-
chen Unterrichtsgegenstände, ferner Pflicht-
praktika;

c) als verbindliche Übungen: ergänzende Unter-
richtsveranstaltungen im Hinblick auf die
künftige Berufstätigkeit."

36. § 106 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Ausbildung an der Bildungsanstalt für
Sozialpädagogik schließt mit der Reifeprüfung, die
zugleich Befähigungsprüfung für Erzieher ist, ab."

37. § 108 samt Überschrift lautet:

„Klassenschülerzahl

§ 108. Die Klassenschülerzahl an einer Bildungs-
anstalt für Sozialpädagogik darf 30 nicht überstei-
gen und soll 20 nicht unterschreiten. Um Abweisun-
gen zu vermeiden, kann die Klassenschülerhöchst-
zahl bis zu 20 vH überschritten werden; darüber hat
die Schulbehörde erster Instanz zu entscheiden."

38. Im § 109 Abs. 2 wird die Wendung
„Bundesinstitut für Heimerziehung" durch die
Wendung „Bundesinstitut für Sozialpädagogik"
ersetzt.

39. Im § 119 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 8 a
eingefügt:

„(8 a) Übungsschulen können auch als ganztä-
gige Schulen geführt werden."
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40. Dem § 123 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) An ganztägigen Übungsschulen sind für die
gegenstandsbezogene Lernzeit die erforderlichen
Lehrer und für die individuelle Lernzeit und die
Freizeit die erforderlichen Lehrer oder Erzieher zu
bestellen."

41. Dem § 131 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Die nachstehenden Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 512/1993 treten wie folgt in Kraft:

1. § 2 Abs. 3 und § 81 Abs. 1 mit 1. September
1994,

2. § 5 Abs. 2 und 3, § 6 Abs. 1 und 4 a, § 8, § 8 a
Abs. 1, § 8 d Abs. 1 und 2, § 35 Abs. 5, § 42
Abs. 2 a, §119 Abs. 8 a und §123 Abs. 5
hinsichtlich der Vorschulstufe, der 1. und
5. Schulstufe sowie des Polytechnischen Lehr-
ganges mit 1. September 1994, hinsichtlich der
2. und 6. Schulstufe mit 1. September 1995,
hinsichtlich der 3. und 7. Schulstufe mit
1. September 1996 und hinsichtlich der 4. und
8. Schulstufe mit 1. September 1997,

3. §9 Abs. 2 und §10 Abs. 4 hinsichtlich der
Vorschulstufe und der 1. Schulstufe mit
1. September 1993, hinsichtlich der 2. Schul-
stufe mit 1. September 1994, hinsichtlich der
3. Schulstufe mit 1. September 1995 und
hinsichtlich der weiteren Schulstufen mit
1. September 1996,

4. § 23, § 95 Abs. 3 a, § 96 Abs. 1 und 1 a, § 97,
§ 98 Abs. 1 a, § 100, die §§ 102 bis 109, § 125
Abs. 1,§ 126 Abs. 1 und § 131 c mit 1. Septem-
ber 1993,

5. (Verfassungsbestimmung) § 27 a mit 1. Sep-
tember 1993,

6. § 60 Abs. 3 und § 62 Abs. 4 mit 1. Jänner 1996,
7. die Grundsatzbestimmungen des § 8 a Abs. 3,

§ 8 d Abs. 3, § 11 Abs. 5, § 13 Abs. 2 a, § 18
Abs. 4, § 20 Abs. 3, § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 1,
§ 30 Abs. 4 und § 32 Abs. 3 gegenüber den
Ländern mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung im Bundesgesetzblatt; die Ausführungs-
bestimmungen sind entsprechend der Z 2 in
Kraft zu setzen,

8. die Grundsatzbestimmungen des § 11 Abs. 4,
§ 13 Abs. 1 und des § 14 Abs. 1 gegenüber den
Ländern mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung im Bundesgesetzblatt; die Ausführungs-
bestimmungen sind entsprechend der Z 1 in
Kraft zu setzen.

Verordnungen auf Grund der in Z 2 bis 4 genannten
Bestimmungen können bereits von dem der
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes im
Bundesgesetzblatt folgenden Tag an erlassen
werden; sie treten frühestens mit den im ersten Satz
dieses Absatzes bezeichneten Zeitpunkten in Kraft."

42. Nach § 131 b wird eingefügt:

„Schulversuche zum Schuleingangsbereich

§ 131 c. (1) Durch die Einbindung der Vorschul-
stufe in die Grundstufe I sind während der
Schuljahre 1993/94 bis 1997/98 in Schulversuchen
bei der Klassenbildung flexible Formen für eine
bedarfsgerechte, regional abgestimmte schulische
Versorgung im Schuleingangsbereich zur individu-
elleren Förderung der Kinder zu erproben.

(2) Durch Schulversuche gemäß Abs. 1 darf kein
zusätzlicher finanzieller Aufwand gegenüber der
Führung dieses Bereiches im Regelschulwesen
entstehen.

(3) Für die Durchführung dieser Schulversuche,
auch wenn sie die innere Ordnung der betreffenden
Volksschulen betreffen, gilt § 7 mit der Maßgabe,
daß im Abs. 7 an die Stelle der Prozentzahl „5 vH"
die Prozentzahl „20 vH" tritt."

Klestil

Vranitzky

5 1 3 . Bundesgesetz, mit dem das Schulpflicht-
gesetz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 161/1987
und 456/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 8 samt Überschrift lautet:

„Schulbesuch bei
sonderpädagogischem Förderbedarf

§ 8. (1) Der Bezirksschulrat hat den sonderpäd-
agogischen Förderbedarf für ein Kind auf Antrag
der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten
des Kindes, auf Antrag des Leiters der Schule, dem
das Kind zur Aufnahme vorgestellt worden ist oder
dessen Schule es besucht oder sonst von Amts wegen
festzustellen, sofern dieses infolge physischer oder
psychischer Behinderung dem Unterricht in der
Volks- oder Hauptschule oder im Polytechnischen
Lehrgang ohne sonderpädagogische Förderung
nicht zu folgen vermag, aber dennoch schulfähig ist.
Zuständig zur Entscheidung ist der Bezirksschulrat,
in dessen Bereich das Kind seinen Wohnsitz hat;
wenn das Kind bereits eine Schule besucht, ist der
Bezirksschulrat, in dessen Bereich die Schule
gelegen ist, zuständig. Der Bezirksschulrat hat zur
Feststellung, ob ein sonderpädagogischer Förderbe-
darf besteht, ein sonderpädagogisches Gutachten
sowie erforderlichenfalls ein schul- oder amtsärztli-
ches Gutachten und mit Zustimmung der Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
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ein schulpsychologisches Gutachten einzuholen.
Ferner können Eltern oder sonstige Erziehungsbe-
rechtigte im Rahmen des Verfahrens Gutachten von
Personen, welche das Kind bisher pädagogisch,
therapeutisch oder ärztlich betreut haben, vorlegen.
Auf Antrag der Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten ist eine mündliche Verhandlung anzube-
raumen. Der Bezirksschulrat hat die Eltern oder
sonstigen Erziehungsberechtigten auf die Möglich-
keit der genannten Antragstellungen hinzuweisen.

(2) Im Rahmen der Verfahren gemäß Abs. 1 kann
auf Verlangen oder mit Zustimmung der Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten das Kind,
sofern es die Volksschule oder die Hauptschule
noch nicht besucht, für höchstens fünf Monate in
die Volksschule oder die Hauptschule oder eine
Sonderschule der beantragten Art, sofern es die
Volksschule oder die Hauptschule bereits besucht,
in eine Sonderschule der beantragten Art zur
Beobachtung aufgenommen werden.

(3) Sobald bei einem Kind auf die sonderpädago-
gische Förderung verzichtet werden kann, hat der
Bezirksschulrat die Feststellung gemäß Abs. 1
aufzuheben. Für das Verfahren findet Abs. 1
Anwendung. Im Rahmen des Verfahrens kann auf
Verlangen oder mit Zustimmung der Eltern oder
sonstigen Erziehungsberechtigten das Kind für
höchstens fünf Monate in die Volksschule oder die
Hauptschule zur Beobachtung aufgenommen wer-
den.

(4) Gegen die Entscheidung des Bezirksschulrates
können die Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten des Kindes Berufung an den Landes-
schulrat erheben. Gegen die Entscheidung des
Landesschulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel
nicht zulässig."

2. An die Stelle des § 8 a (samt Überschrift) treten
folgende §§ 8 a und 8 b:

„§ 8a. (1) Schulpflichtige Kinder mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf (§ 8 Abs. 1) sind berech-
tigt, die allgemeine Schulpflicht entweder in einer
für sie geeigneten Sonderschule oder Sonderschul-
klasse oder in einer den sonderpädagogischen
Förderbedarf erfüllenden Volksschule (Abs. 2 letz-
ter Satz) zu erfüllen, soweit solche Sonder- oder
Volksschulen (Klassen) vorhanden sind und der
Schulweg den Kindern zumutbar oder der Schulbe-
such auf Grund der mit Zustimmung der Eltern oder
sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes er-
folgten Unterbringung in einem der Schule
angegliederten oder sonst geeigneten Schülerheim
möglich ist.

(2) Der Bezirksschulrat hat anläßlich der
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs die Eltern oder sonstigen Erziehungsberech-
tigten über die bestehenden Fördermöglichkeiten in
Sonderschulen und allgemeinen Schulen und den
jeweils zweckmäßigsten Schulbesuch zu beraten.

Die Gutachten gemäß § 8 Abs. 1 haben auch
Aussagen für diese Beratung zu enthalten, sofern sie
für einen sonderpädagogischen Förderbedarf spre-
chen. Wünschen die Eltern oder sonstigen Erzie-
hungsberechtigten die Aufnahme in eine Volks-
schule, so hat der Bezirksschulrat zu informieren, an
welcher nächstgelegenen Volksschule dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf entsprochen werden
kann.

(3) Wünschen die Eltern oder sonstigen Erzie-
hungsberechtigten die Aufnahme des Kindes in eine
Volksschule und bestehen keine entsprechenden
Fördermöglichkeiten an einer Volksschule, welche
das Kind bei einem ihm zumutbaren Schulweg
erreichen kann, so hat der Bezirksschulrat unter
Bedachtnahme auf die Gegebenheiten im Rahmen
seiner Zuständigkeiten Maßnahmen zur Ermögli-
chung des Volksschulbesuches zu ergreifen und —
im Falle der Zuständigkeit anderer Stellen — bei
diesen die Durchführung der entsprechenden
Maßnahmen zu beantragen.

§ 8 b. Schulpflichtige Kinder mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf, die keine Volksschule gemäß
§ 8 a oder sonstige allgemeine Schule im Rahmen
des Schulversuches gemäß § 131 a des Schulorgani-
sationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 327/1988 besuchen, haben ihre allge-
meine Schulpflicht in einer ihrer Eigenart und
Schulfähigkeit entsprechenden Sonderschule oder
Sonderschulklasse zu erfüllen, soweit solche Schu-
len (Klassen) vorhanden sind und der Schulweg den
Kindern zumutbar oder der Schulbesuch auf Grund
der mit Zustimmung der Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten des Kindes erfolgten Un-
terbringung in einem der Schule angegliederten
oder sonst geeigneten Schülerheim möglich ist."

3. Im § 14 Abs. 1 entfällt die Wendung „—
unbeschadet der Vorschriften des § 8 über die
Aufnahme in die Sonderschule —".

4. Im § 14 wird nach Abs. 9 folgender Abs. 9 a
eingefügt:

„(9 a) Schulpflichtige Kinder, für die ein
sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt
wurde (§ 8 Abs. 1), sind berechtigt, das erste Jahr
ihrer Schulpflicht in der Vorschulstufe einer
Volksschule zu erfüllen, sofern der Bezirksschulrat
im Rahmen der Beratung gemäß § 8 a Abs. 2 den
Besuch der Vorschulstufe empfiehlt und die
Voraussetzungen des § 8 a Abs. 2 letzter Satz
vorliegen."

5. § 15 Abs. 2 bis 4 lautet:

„(2) Schulunfähigkeit liegt vor, wenn medizini-
sche Gründe einen Schulbesuch ausschließen, nach
einem angemessenen Beobachtungszeitraum mit
besonderer Förderung kein Entwicklungsfortschritt
feststellbar ist oder der Schulbesuch eine unzumut-
bare Belastung für das Kind darstellen würde.



188. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1993 — Nr. 514 3823

(3) Auf das Verfahren zur Feststellung der
Schulunfähigkeit ist § 8 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß an die Stelle der Feststellung des
sonderpädagogischen Förderbedarfes die Feststel-
lung der Schulunfähigkeit tritt und eine Beobach-
tung gemäß Abs. 2 und 3 nur an einer Sonderschule
(Sonderschulklasse) mit Fördermöglichkeiten für
Schwerstbehinderte Kinder zulässig ist.

(4) Anläßlich der Feststellung der Schulunfähig-
keit hat der Bezirksschulrat die Eltern des
betroffenen Kindes darüber zu beraten, welche
sonderpädagogische Fördermöglichkeiten außer-
halb des Schulwesens bestehen, auch im Hinblick
auf ein allfälliges Erreichen der Schulfähigkeit."

6. § 15 Abs. 5 und 6 entfällt.
7. Nach § 28 wird folgender § 28 a angefügt:
„§ 28 a. Entscheidungen auf Aufnahme in die

Vorschulstufe oder die erste Stufe einer Sonder-
schule für das Schuljahr 1993/94 gelten als
Feststellungen des sonderpädagogischen Förderbe-
darfes gemäß § 8 dieses Bundesgesetzes in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 513/1993."

8. Dem § 30 wird folgender Absatz angefügt:
„(3) Die nachstehenden Bestimmungen dieses

Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 513/1993 treten wie folgt in Kraft:

1. § 8, § 8 b, § 14 Abs. 1 und 9 a, § 15 und § 28 a
mit 1. August 1993,

2. § 8 a für Kinder im ersten Jahr der allgemeinen
Schulpflicht mit 1. August 1993, im zweiten
Jahr der allgemeinen Schulpflicht mit 1. Au-
gust 1994, im dritten Jahr der allgemeinen
Schulpflicht mit 1. August 1995 und in den
weiteren Jahren der allgemeinen Schulpflicht
mit 1. August 1996, für Kinder, die im
Schuljahr 1992/93 im ersten Jahr der allgemei-
nen Schulpflicht die Vorschulstufe besucht
haben, jedoch jeweils ein Jahr früher,
frühestens jedoch mit 1. August 1993.

§ 15 Abs. 5 und 6 tritt mit Ablauf des 31. Juli 1993
außer Kraft."

Klestil
Vranitzky

5 1 4 . Bundesgesetz, mit dem das Schulunter-
richtsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 472/1986,

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 324/1993, wird wie folgt geändert:

1. In den § 3 wird als neuer Abs. 7 a eingefügt:
„(7 a) Für die Aufnahme von behinderten

Kindern ist Abs. 1 lit. c insoweit nicht anzuwenden,

als die gesundheitliche und körperliche Eignung
Bestandteil des Verfahrens zur Feststellung des
sonderpädagogischen Förderbedarfes (§ 8 Abs. 1
des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76, in der
jeweils geltenden Fassung) waren."

2. Die Überschrift zu § 9 lautet:

„Klassen- und Gruppenbildung, Klassenzuweisung,
Lehrfächerverteilung"

3. In den § 9 Abs. 1 wird als zweiter Satz
eingefügt:

„In Volksschulklassen, in denen Kinder ohne und
mit sonderpädagogischem Förderbedarf gemeinsam
unterrichtet werden, soll der Anteil an Kindern mit
sonderpädagogischem Förderbedarf nur jenes Aus-
maß betragen, bei dem unter Bedachtnahme auf Art
und Schweregrad der Behinderung die erforderliche
sonderpädagogische Förderung erfolgen kann; in
der Regel soll die Anzahl der Kinder mit
sonderpädagogischem Förderbedarf in einer Klasse
vier Kinder nicht übersteigen."

4. In den § 9 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Unbeschadet des Abs. 1 darf zeitweise der
Unterricht in Klassen einer Volksschule gemeinsam
mit Klassen einer Sonderschule (Kooperationsklas-
sen) geführt werden."

5. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Bei Bildung von Schülergruppen und an
ganztägigen Schulformen bei der Bildung von
Gruppen im Betreuungsteil hat der Schulleiter die in
Betracht kommenden Schüler in die einzelnen
Gruppen einzuteilen (Gruppenbildung). Ferner hat
der Schulleiter den einzelnen Schülergruppen unter
sinngemäßer Anwendung der Abs. 2 und 3 die
erforderlichen Lehrer, den einzelnen Gruppen im
Betreuungsteil ganztägiger Schulformen Lehrer
oder — ausgenommen die gegenstandsbezogene
Lernzeit — Erzieher zuzuweisen. Die Zuweisung
der Lehrer und Erzieher an die einzelnen Gruppen
ist der Schulbehörde erster Instanz schriftlich zur
Kenntnis zu bringen."

6. Nach § 12 wird folgender § 12 a samt
Überschrift eingefügt:

„Betreuungsteil

§ 12 a. (1) Der Besuch des Betreuungsteiles
ganztägiger Schulformen bedarf einer Anmeldung.
Bezüglich der Anmeldung gilt

1. für ganztägige Schulformen mit getrennter
Abfolge des Unterrichts- und des Betreuungs-
teiles:
a) Die Anmeldung kann anläßlich der Anmel-

dung zur Aufnahme in die Schule sowie

308



3824 188. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1993 — Nr. 514

innerhalb einer vom Schulleiter einzuräu-
menden Frist von mindestens drei Tagen
und längstens einer Woche (wobei diese
Frist einen Sonntag einzuschließen hat)
erfolgen; nach dieser Frist ist eine
Anmeldung zulässig, wenn dadurch keine
zusätzliche Gruppe erforderlich ist.

b) Die Anmeldung kann sich auf alle
Schultage oder auf einzelne Tage einer
Woche beziehen.

c) Die Anmeldung gilt nur für das betref-
fende Unterrichtsjahr.

2. für ganztägige Schulformen mit verschränkter
Abfolge des Unterrichts- und Betreuungstei-
les:
a) Die Regelung der Z 1 lit. a gilt auch hier.
b) Die Anmeldung kann sich nur auf alle

Schultage erstrecken.
c) Die Anmeldung gilt für die Dauer des

Besuches der betreffenden Schule.

(2) Während des Unterrichtsjahres kann eine
Abmeldung vom Betreuungsteil nur zum Ende des
ersten Semesters erfolgen. Diese Abmeldung hat
spätestens einen Monat vor Ende des ersten
Semesters zu erfolgen. Sofern an der Schule keine
entsprechenden Klassen mit bloßem Unterrichtsteil
oder ohne verschränkter Form von Unterrichts- und
Betreuungsteil bestehen, ist nur eine Abmeldung von
der Schule möglich."

7. Dem § 17 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Im Betreuungsteil an ganztägigen Schulformen hat
der Lehrer in eigenständiger und verantwortlicher
Erziehungsarbeit die im § 2 Abs. 3 des Schulorgani-
sationsgesetzes grundgelegte Aufgabe zu erfüllen."

8. Dem § 17 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Für Kinder, bei denen gemäß § 8 Abs. 1 des
Schulpflichtgesetzes 1985 ein sonderpädagogischer
Förderbedarf festgestellt wurde, hat unter Bedacht-
nahme auf diese Feststellung

a) der Bezirksschulrat zu entscheiden, ob und in
welchem Ausmaß der Schüler nach dem
Lehrplan einer anderen Schulart zu unterrich-
ten ist,

b) die Schulkonferenz zu entscheiden, ob und in
welchen Unterrichtsgegenständen der Schüler
nach dem Lehrplan einer anderen Schulstufe,
als der seinem Alter entsprechenden, zu
unterrichten ist.

Bei der Entscheidung gemäß lit. a und b ist
anzustreben, daß der Schüler die für ihn bestmögli-
che Förderung erhält."

9. Im § 18 Abs. 12 lautet der letzte Satz:

„Dieser Absatz gilt nicht für Bildungsanstalten für
Kindergartenpädagogik und für Bildungsanstalten
für Sozialpädagogik."

10. § 18 Abs. 13 lautet:

„(13) Pflichtpraktika und Praktika außerhalb des
schulischen Unterrichtes, verbindliche und unver-
bindliche Übungen sowie therapeutische und
funktionelle Übungen sowie Kurse im Zusammen-
hang mit der Feststellung des sonderpädagogischen
Förderbedarfes (§ 8 Abs. 2 und 3 des Schulpflichtge-
setzes 1985) sind nicht zu beurteilen."

11. Im § 19 Abs. 2 wird nach dem vierten Satz
eingefügt:

„Sofern für Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf Lehrpläne verschiedener Schularten
oder Schulstufen Anwendung finden, sind Abwei-
chungen vom Lehrplan der Schulart und der
Schulstufe, die der Schüler besucht, zu vermerken."

12. Im §22 Abs. 2 erhalten die lit. i und j die
Bezeichnung ,,j)" bzw. ,,k)" und wird folgende neue
lit. i eingefügt:

,,i) sofern für Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf Lehrpläne verschiedener Schul-
arten oder Schulstufen Anwendung finden,
sind Abweichungen vom Lehrplan der Schul-
art und der Schulstufe, die der Schüler
besucht, zu vermerken;"

13. Im § 25 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 5 a
eingefügt:

„(5 a) Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf an Volksschulen sind berechtigt, in die
nächsthöhere Schulstufe aufzusteigen, wenn dies für
den Schüler insgesamt eine bessere Entwicklungs-
möglichkeit bietet; hierüber hat die Schulkonferenz
gemäß § 20 Abs. 6 zu entscheiden."

14. Im § 33 wird nach Abs. 7 folgender Abs. 7 a
eingefügt:

„(7 a) Sofern an ganztägigen Schulformen der
Beitrag für den Betreuungsteil trotz Mahnung
durch drei Monate nicht bezahlt worden ist, endet
die Schülereigenschaft für den Betreuungsteil.
Damit hört der Schüler an ganztägigen Schulfor-
men mit verschränkter Abfolge des Unterrichts- und
Betreuungsteiles auf, Schüler auch des Unterrichts-
teiles dieser Schulform zu sein. An ganztägigen
Schulformen mit getrennter Abfolge des Unter-
richts- und Betreuungsteiles bleibt der Schüler
Schüler des Unterrichtsteiles."

15. Im § 36 Abs. 2 lautet der dritte Satz:

„Für viersemestrige Kollegs, an denen wegen der
Dauer der Ferialpraxis die Hauptferien verlängert
werden, für dreisemestrige Kollegs sowie für
Kollegs an Bildungsanstalten für Kindergartenpäd-
agogik und an Bildungsanstalten für Sozialpädago-
gik kann der Bundesminister für Unterricht und
Kunst durch Verordnung festlegen, daß die
Hauptprüfungen im Haupttermin innerhalb der
ersten zehn Wochen des nächsten Semesters und in
den beiden Nebenterminen jeweils innerhalb der
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ersten sechs Wochen des zweit- und drittfolgenden
Semesters stattzufinden haben, sofern dies aus
lehrplanmäßigen Gründen erforderlich ist."

16. Im § 42 Abs. 8 tritt an die Stelle der Wendung
„Bildungsanstalt für Erzieher" die Wendung
„Bildungsanstalt für Sozialpädagogik".

17. Dem §43 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Schüler, die zum Betreuungsteil an ganztägigen
Schulformen angemeldet sind, haben auch den
Betreuungsteil regelmäßig und pünktlich zu besu-
chen."

18. Dem §45 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Das Fernbleiben vom Betreuungsteil an
ganztägigen Schulformen ist nur zulässig:

a) bei gerechtfertigter Verhinderung (Abs. 2 und
3),

b) bei Erlaubnis zum Fernbleiben, die aus
vertretbaren Gründen vom Schulleiter oder
Leiter des Betreuungsteiles zu erteilen ist."

19. Dem § 47 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der erste Satz gilt auch für Erzieher im
Betreuungsteil an ganztägigen Schulformen."

20. § 49 Abs. 1 lautet:

„(1) Wenn ein Schüler seine Pflichten (§ 43) in
schwerwiegender Weise verletzt und die Anwen-
dung von Erziehungsmitteln (§ 47) erfolglos bleibt
oder wenn das Verhalten eines Schülers eine
dauernde Gefährdung anderer Schüler hinsichtlich
ihrer Sittlichkeit, körperlichen Sicherheit oder ihres
Eigentums darstellt, ist der Schüler von der Schule
auszuschließen. An allgemeinbildenden Pflichtschu-
len ist ein Ausschluß nur zulässig, wenn das
Verhalten des Schülers eine dauernde Gefährdung
anderer Schüler hinsichtlich ihrer Sittlichkeit,
körperlichen Sicherheit oder ihres Eigentums
darstellt und die Erfüllung der Schulpflicht gesichert
ist."

21. §49 Abs. 9 lautet:

„(9) Sollten für Schüler allgemeinbildender
Pflichtschulen Maßnahmen nach Abs. 1 nicht
zielführend sein, so tritt an die Stelle des
Ausschlusses eine Maßnahme nach Abs. 3 (Suspen-
dierung) und die Einleitung eines Verfahrens gemäß
§ 8 des Schulpflichtgesetzes 1985."

22. Dem §51 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Dies gilt sinngemäß für den Betreuungsteil an
ganztägigen Schulformen, wobei an die Stelle des
Unterrichtes der Betreuungsteil tritt."

23. Im § 55 Abs. 2 Z 2 tritt an die Stelle der
Wendung „Bildungsanstalten für Erzieher" die
Wendung „Bildungsanstalten für Sozialpädagogik".

24. Nach § 55 wird folgender § 55 a samt
Überschrift eingefügt:

„Erzieher

§ 55 a. (1) Der Erzieher an ganztägigen Schulfor-
men hat das Recht und die Pflicht, an der
Gestaltung des Betreuungsteiles unter Bedacht-
nahme auf freizeitpädagogische Erfordernisse mit-
zuwirken. Seine Hauptaufgabe ist die dem § 2
Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes entspre-
chende Erziehungsarbeit. Er hat diese im erforderli-
chen Ausmaß vorzubereiten.

(2) Außer den erzieherischen Aufgaben hat er
auch die mit seiner Erziehertätigkeit verbundenen
administrativen Aufgaben zu übernehmen und an
Lehrerkonferenzen, die Angelegenheiten des Be-
treuungsteiles betreffen, teilzunehmen. § 51 Abs. 3
ist insoweit anzuwenden, als er den Betreuungsteil
betrifft."

25. Dem § 56 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) An ganztägigen Schulformen, in denen ein
Lehrer oder Erzieher zur Unterstützung des
Schulleiters bezüglich des Betreuungsteiles bestellt
wird (Leiter des Betreuungsteiles), obliegt ihm die
Wahrnehmung jener Verwaltungsaufgaben, die in
engem Zusammenhang mit diesem Bereich der
Schule stehen; die diesem Lehrer einzeln obliegen-
den Pflichten können generell durch Dienstanwei-
sung des Bundesministers für Unterricht und Kunst
oder im Einzelfall durch den Schulleiter festgelegt
werden."

26. Im § 57 Abs. 3 lautet der erste Satz:

„Aus besonderen Anlässen können zur Errei-
chung bestimmter Ziele auch andere Lehrerkon-
ferenzen, wie zB Konferenzen der Lehrer für einen
Unterrichtsgegenstand oder Konferenzen betref-
fend den gemeinsamen Unterricht von Kindern
ohne und mit sonderpädagogischem Förderbedarf,
einberufen werden."

27. § 57 Abs. 7 lautet:

„(7) Für einen Beschluß einer Lehrerkonferenz ist
die Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln ihrer
Mitglieder und die unbedingte Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erforderlich. Dem Vorsit-
zenden und jedem Mitglied kommt eine Stimme zu.
In Klassenkonferenzen gemäß §20 Abs. 6, §21
Abs. 4 und § 25 Abs. 2 lit. c kommt das Stimmrecht
nur jenen Mitgliedern zu, die den Schüler im
betreffenden Schuljahr zumindest vier Wochen
unterrichtet haben. An ganztägigen Schulformen
besitzen Erzieher hinsichtlich des Betreuungsteiles
das Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Vorsitzenden. Stimmübertragungen
sind ungültig. Stimmenthaltungen sind außer im
Falle der Befangenheit (§ 7 AVG) unzulässig. Über
den Verlauf einer Lehrerkonferenz ist eine schriftli-
che Aufzeichnung zu führen."
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28. Im § 62 Abs. 1 lautet der zweite Satz:

„Zu diesem Zweck sind Einzelaussprachen (§19
Abs. 1) und gemeinsame Beratungen zwischen
Lehrern und Erziehungsberechtigten über Fragen
der Erziehung, den Leistungsstand, den geeignet-
sten Bildungsweg (§ 3 Abs. 1 des Schulorganisa-
tionsgesetzes), die Schulgesundheitspflege und den
gemeinsamen Unterricht von Kindern ohne und mit
sonderpädagogischem Förderbedarf durchzufüh-
ren."

29. Dem § 62 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) An ganztägigen Schulformen haben auch die
Erzieher eine möglichst enge Zusammenarbeit mit
den Erziehungsberechtigten in allen Fragen der
Erziehung der zum Betreuungsteil angemeldeten
Schüler zu pflegen. Diesem Zweck können
Einzelaussprachen und gemeinsame Beratungen
zwischen Erziehern und Erziehungsberechtigten
dienen."

30. § 70 Abs. 1 lit. c lautet:

,,c) Besuch von Pflichtgegenständen, Freigegen-
ständen, verbindlichen und unverbindlichen
Übungen, des Förderunterrichtes sowie des
Betreuungsteiles an ganztägigen Schulen
(§§ 11, 12, 12 a),"

31. Im §70 Abs. 1 erhalten die lit. d bis h die
jeweilige nächstfolgende Buchstabenbezeichnung
und ist als neue lit. d einzufügen:

,,d) Festlegung besonderer Lehrplanmaßnahmen
für Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf (§ 17 Abs. 4),"

32. Im § 82 treten an die Stelle des Abs. 4 folgende
Absätze:

„(4) § 3 Abs. 7 a, § 9 Abs. 1 und 1 a, § 17 Abs. 4,
§ 18 Abs. 12 und 13, § 19 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 25
Abs. 5 a, § 36 Abs. 2, § 42 Abs. 8, § 49 Abs. 1 und 9,
§ 55 Abs. 2, § 57 Abs. 3, § 62 Abs. 1 und § 70 Abs. 1
lit. d dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 514/1993 treten mit
1. September 1993 in Kraft.

(5) Die Überschrift des § 9, § 9 Abs. 5, § 12 a, § 17
Abs. 1, § 33 Abs. 7 a, § 43 Abs. 1, § 45 Abs. 7, § 47
Abs. 1, § 51 Abs. 3, § 55 a, § 56 Abs. 8, § 57 Abs. 7,
§ 62 Abs. 3, § 70 Abs. 1 lit. c in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 514/1993 treten mit
1. September 1994 in Kraft.

(6) Verordnungen auf Grund der Änderungen
durch die in den vorstehenden Absätzen genannten
Bundesgesetze können bereits von dem ihrer
Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden.
Sie treten frühestens mit dem jeweils in den
vorstehenden Absätzen genannten Zeitpunkt in
Kraft."

Klestil

Vranitzky

515. Bundesgesetz, mit dem das Pflichtschul-
erhaltungs-Grundsatzgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz,
BGBl. Nr. 163/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 160/1987, wird wie folgt
geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Errichtung, Erhaltung und Auflassung
der öffentlichen Pflichtschulen sowie die Bestim-
mung und Aufhebung der Bestimmung einer
öffentlichen Volks-, Haupt- oder Sonderschule
oder eines öffentlichen Polytechnischen Lehrganges
als ganztägige Schulform obliegt den gesetzlichen
Schulerhaltern; die Errichtung, Erhaltung und
Auflassung der öffentlichen Schülerheime kommt
den gesetzlichen Heimerhaltern zu."

2. (Grundsatzbestimmung) Der § 4 lautet:

„§ 4. Öffentliche Sonderschulen oder an öffentli-
che Volks- oder Hauptschulen angeschlossene
Sonderschulklassen haben nach Maßgabe des
Bedarfes unter Bedachtnahme auf eine für die
Schulführung erforderliche Mindestschülerzahl und
erforderlichenfalls unter Angliederung eines Schü-
lerheimes (§ 6) in solcher Zahl und an solchen Orten
zu bestehen, daß möglichst alle Kinder mit einem
sonderpädagogischen Förderbedarf (§ 8 Abs. 1 des
Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76, in der
Fassung BGBl. Nr. 513/1993), die nicht eine
allgemeine Schule besuchen, eine ihrer Behinderung
entsprechende Sonderschule oder Sonderschul-
klasse bei einem ihnen zumutbaren Schulweg
besuchen können."

3. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 2 lautet:

„(2) Sofern mehrere Gebietskörperschaften zu
einem Schulsprengel (§ 13) gehören oder in
sonstiger Weise an einer öffentlichen Pflichtschule
beteiligt sind, kann die Landesgesetzgebung bestim-
men, daß die beteiligten Gebietskörperschaften
Umlagen oder Schulerhaltungsbeiträge an den
gesetzlichen Schulerhalter zu leisten haben. Handelt
es sich dabei um Gebietskörperschaften verschiede-
ner Bundesländer, so richtet sich die Beitragslei-
stung nach den Vorschriften, die im Land des
gesetzlichen Schulerhalters gelten. In jenen Fällen,
in denen sich die Sprengelangehörigkeit nach dem
Wohnort richtet (§13 Abs. 9), kann die Landesge-
setzgebung auch bestimmen, daß nicht an einer
öffentlichen Pflichtschule beteiligte Gebietskörper-
schaften Umlagen oder Schulerhaltungsbeiträge an
den gesetzlichen Schulerhalter zu leisten haben,
wenn Schulpflichtige, deren ordentlicher Wohnsitz
außerhalb des Schulsprengels gelegen ist, lediglich
zum Schulbesuch oder auf Grund einer Maßnahme
der Jugendwohlfahrt innerhalb des Schulsprengels
wohnen oder mit Zustimmung des Schulerhalters
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der sprengelmäßig zuständigen Schule eine spren-
gelfremde Schule besuchen; eine derartige Zustim-
mung ist nicht erforderlich, wenn

1. Kinder mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf (§ 8 Abs. 1 des Schulpflichtgesetzes 1985
in der jeweils geltenden Fassung) statt einer
entsprechenden Sonderschule eine außerhalb
des eigenen Schulsprengeis liegende allge-
meine Schule deshalb besuchen, weil an der
allgemeinen Schule des eigenen Schulspren-
gels eine entsprechende Förderung nicht in
gleicher Weise erfolgen kann, und

2. ein der allgemeinen Schulpflicht unterliegen-
der Schüler gemäß § 49 Abs. 1 des Schulunter-
richtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986, in seiner
jeweils geltenden Fassung, vom Besuch einer
Schule ausgeschlossen wurde und eine außer-
halb des eigenen Schulsprengels liegende
allgemeinbildende Pflichtschule besucht."

4. (Grundsatzbestimmung) § 10 lautet:

„§ 10. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist unter
Errichtung einer Schule ihre Gründung und die
Festsetzung ihrer örtlichen Lage, unter Erhaltung
einer Schule die Bereitstellung und Instandhaltung
des Schulgebäudes und der übrigen Schulliegen-
schaften, deren Reinigung, Beleuchtung und Behei-
zung, die Anschaffung und Instandhaltung der
Einrichtung und Lehrmittel, die Deckung des
sonstigen Sachaufwandes sowie die Beistellung des
zur Betreuung des Schulgebäudes und der übrigen
Schulliegenschaften allenfalls erforderlichen Hilfs-
personals (wie Schulwart, Reinigungspersonal,
Heizer), bei ganztägigen Schulformen auch die
Vorsorge für die Verpflegung zu verstehen. Die
Beistellung der erforderlichen Lehrer obliegt dem
Land. Ferner ist für die Beistellung von Schulärzten
sowie an ganztägigen Schulformen für die Beistel-
lung der für den Betreuungsteil (ausgenommen die
Lernzeiten) erforderlichen Lehrer oder Erzieher in
einer Weise vorzusorgen, daß die ihnen auf Grund
schulrechtlicher Vorschriften obliegenden Aufga-
ben durchgeführt werden können."

5. (Grundsatzbestimmung) § 11 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Errichtung und Auflassung einer
öffentlichen Pflichtschule sowie die Bestimmung
und Aufhebung der Bestimmung einer öffentlichen
Schule als ganztägige Schulform bedarf der
Bewilligung der Landesregierung nach Anhörung
des Landesschulrates (Kollegium). Im Verfahren
zur Bestimmung und Aufhebung der Bestimmung
einer öffentlichen Schule als ganztägige Schulform
sind die betroffenen Erziehungsberechtigten und
Lehrer zu hören."

6. (Grundsatzbestimmung) Im § 13 werden
folgende Abs. 3 a und 3 b eingefügt:

„(3 a) Bestehen in einer Gemeinde oder im Gebiet
eines Gemeindeverbandes mehrere Schulen dersel-
ben Schulart, so kann für mehrere oder alle Schulen

derselben Schulart ein gemeinsamer Schulsprengel
festgelegt werden. In diesen Fällen hat die
Landesausführungsgesetzgebung zu bestimmen,
wer zur Entscheidung darüber zuständig ist, welche
dieser Schulen die Sprengelangehörigen Schüler zu
besuchen haben.

(3 b) Für Hauptschulen und Hauptschulklassen
mit besonderer Berücksichtigung der musischen
oder sportlichen Ausbildung können eigene Schul-
sprengel (Berechtigungssprengel) vorgesehen wer-
den, für die Abs. 3 nicht gilt."

7. (Grundsatzbestimmung) § 14 Abs. 2 und 3
lautet:

„(2) Von der Schulgeldfreiheit gemäß Abs. 1 sind
Beiträge für die Unterbringung, Verpflegung und
Betreuung in öffentlichen Schülerheimen sowie im
Freizeitbereich öffentlicher ganztägiger Schulfor-
men (§ 8 lit. i sublit. cc des Schulorganisationsgeset-
zes, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 512/1993) ausgenom-
men. Die Beiträge dürfen höchstens kostendeckend
sein und haben auf die finanzielle Leistungsfähigkeit
der Schüler (Unterhaltspflichtigen) Bedacht zu
nehmen.

(3) An Berufsschulen sowie im Betreuungsteil
sonstiger Pflichtschulen können Lern- und Arbeits-
mittelbeiträge eingehoben werden."

8. Dem § 19 werden folgende Abs. 3 und 4
angefügt :

„(3) § 4, § 8 Abs. 2 und § 13 Abs. 3 a und 3 b in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 515/1993 treten gegenüber den Ländern für die
Ausführungsgesetzgebung mit Ablauf des Tages der
Kundmachung dieser Novelle im Bundesgesetzblatt
in Kraft. Die Ausführungsgesetze sind hinsichtlich
des § 4 und des § 8 Abs. 2 mit 1. September 1993 in
Kraft zu setzen.

(4) § 1 Abs. 2, § 10, § 11 Abs. 1 sowie § 14 Abs. 2
und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 515/1993 treten gegenüber den Ländern für die
Ausführungsgesetzgebung mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die
Ausführungsgesetze sind innerhalb eines Jahres zu
erlassen."

Klestil

Vranitzky

5 1 6 . Bundesgesetz, mit dem das Schulzeitge-
setz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Schulzeitgesetz 1985, BGBl. Nr. 77, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 144/1988
und 279/1991 wird wie folgt geändert:
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1. Im § 2 Abs. 5, 7, 8 und 9, § 5 Abs. 1, 2 und 3,
§ 6, § 13 Abs. 3, § 15 Abs. 2 und § 17 tritt an die
Stelle der Wendung „Unterricht, Kunst und Sport"
die Wendung „Unterricht und Kunst".

1 a. Dem §2 wird folgender Abs. 10 angefügt:

„(10) An der lehrgangsmäßig geführten Bundes-
Berufsschule für Uhrmacher in Karlstein kann der
Landesschulrat für Niederösterreich den Samstag
schulfrei erklären, sofern pädagogische oder orga-
nisatorische Gründe nicht entgegenstehen. Vor
Erlassung der Verordnung ist der Schulgemein-
schaftsausschuß zu hören."

2. Im § 3 tritt an die Stelle der Abs. 2 bis 4
folgender Abs. 2:

„(2) Der Unterricht darf in der Regel nicht vor
8.00 Uhr beginnen. Eine Vorverlegung des Unter-
richtsbeginnes auf frühestens 7.00 Uhr durch den
Schulgemeinschaftsausschuß oder das Schulforum
oder das Klassenforum ist zulässig, wenn dies mit
Rücksicht auf Fahrschüler oder aus anderen
wichtigen Gründen, die durch die Stundenplange-
staltung nicht beseitigt werden können, notwendig
ist. Der Unterricht darf nicht länger als bis
18.00 Uhr, ab der 9. Schulstufe nicht länger als bis
19.00 Uhr dauern. Am Samstag darf der Unterricht
längstens bis 12.45 Uhr dauern."

3. § 4 samt Überschrift lautet:

„ U n t e r r i c h t s s t u n d e n und P a u s e n

§ 4. (1) Eine Unterrichtsstunde hat 50 Minuten zu
dauern. Aus zwingenden Gründen — insbesondere
wegen der Erreichung von fahrplanmäßigen Ver-
kehrsmitteln durch eine überwiegende Zahl von
Schülern — kann die Schulbehörde erster Instanz
die Dauer aller oder einzelner Unterrichtsstunden
für einzelne Schulen durch Verordnung mit
45 Minuten festsetzen.

(2) Zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden
sind ausreichende Pausen in der Dauer von
mindestens fünf Minuten vorzusehen. In der Mit-
tagszeit ist eine ausreichende Pause zur Einnahme
eines Mittagessens und zur Vermeidung von
Überanstrengung der Schüler festzusetzen. Wenn es
die Art des Ünterrichtsgegenstandes oder die
Stundenplangestaltung erfordern, können bis zur
8. Schulstufe höchstens zwei, ab der 9. Schulstufe
höchstens drei Unterrichtsstunden ohne Pause
aneinander anschließen.

(3) Unterrichtsstunden, in denen Schüler prak-
tisch tätig sind, können in dem nach der Art des
Unterrichtsgegenstandes notwendigen Ausmaß an-
einander anschließen, wobei den Schülern die
erforderlichen Ruhepausen entsprechend dem Ar-
beitsablauf einzeln oder in Gruppen zu gewähren
sind.

(4) In der Vorschulstufe, in der Grundschule
sowie in Sonderschulen, die nicht nach dem
Lehrplan der Hauptschule oder des Polytechnischen
Lehrganges geführt werden, dürfen Unterrichtsein-
heiten in Abweichung von Abs. 1 festgesetzt
werden, wobei die Gesamtdauer der Unterrichtsein-
heiten für die einzelnen Unterrichtsgegenstände in
einer Woche dem im Lehrplan jeweils vorgesehenen
Wochenstundenausmaß zu entsprechen hat."

4. Dem § 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) An ganztägigen Schulformen ist der
Betreuungsteil an allen Schultagen mit Ausnahme
des Samstags bis mindestens 16.00 Uhr und
längstens 18.00 Uhr anzubieten; während der
Unterrichtsstunden (einschließlich der dazugehöri-
gen Pausen) für die zum Betreuungsteil angemelde-
ten Schüler entfällt die Betreuung. Eine Stunde des
Betreuungsteiles umfaßt 50 Minuten und die Dauer
einer allenfalls vorangehenden Pause."

5. (Grundsatzbestimmung) § 9 Abs. 3 und 4
lautet:

„(3) Der Unterricht darf nicht vor 7 Uhr
beginnen.

(4) An ganztägigen Schulformen ist der Betreu-
ungsteil an allen Schultagen mit Ausnahme des
Samstags bis mindestens 16.00 Uhr anzubieten;
während der Unterrichtsstunden (einschließlich der
dazugehörenden Pausen) für die zum Betreuungs-
teil angemeldeten Schüler entfällt die Betreuung.
Eine Stunde des Betreuungsteiles darf 50 Minuten
nicht unterschreiten, wobei eine Teilung der Stunde
zulässig ist."

5 a. Im § 10 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 5 a
eingefügt:

„(5 a) An lehrgangsmäßigen und saisonmäßigen
Berufsschulen kann der Samstag schulfrei erklärt
werden. Die Schulfreierklärung kann für den
Bereich des Landes, für einzelne Schulen, einzelne
Schulstufen oder einzelne Klassen erfolgen."

6. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt:

„§ 16 a. (1) Die folgenden Paragraphen in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 516/1993
treten wie folgt in Kraft:

1. § 2 Abs. 5 und 7 bis 10, § 5 Abs. 1, 2 und 3, § 6,
§ 13 Abs. 3, § 15 Abs. 2 und § 17 mit Ablauf
des Tages der Kundmachung im Bundesge-
setzblatt,

2. § 3, § 4 und § 5 Abs. 6 mit 1. September 1994
und

3. § 9 Abs. 3 und 4 und § 10 Abs. 5 a gegenüber
den Ländern für die Ausführungsgesetzge-
bung mit Ablauf des Tages der Kundmachung
im Bundesgesetzblatt.

(2) Verordnungen auf Grund der in Z 2
genannten Bestimmungen können bereits von dem
der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes
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folgenden Tag an erlassen werden; sie treten
frühestens mit den im ersten Satz dieses Absatzes
bezeichneten Zeitpunkten in Kraft.

(3) Die Ausführungsgesetze sind innerhalb eines
Jahres zu erlassen."

Klestil

Vranitzky

517. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
über die Abgeltung von Prüfungstätigkeiten im
Bereich des Schulwesens mit Ausnahme des
Hochschulwesens und über die Entschädigung
der Mitglieder von Gutachterkommissionen
gemäß § 15 des Schulunterrichtsgesetzes geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz über die Abgeltung von
Prüfungstätigkeiten im Bereich des Schulwesens mit
Ausnahme des Hochschulwesens und über die
Entschädigung der Mitglieder von Gutachterkom-
missionen gemäß § 15 des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 314/1976, wird wie folgt geändert:

1. Im §3 Abs. 2 tritt an die Stelle des Zitates
„BGBl. Nr. 139/1974" das Zitat „BGBl. Nr. 455/
1992".

2. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Für die in der Anlage I Abschnitt II Z 2 im
Rahmen der Fachbereichsarbeit geltenden Entschä-
digungen gebühren im Falle eines unterbrochenen
bzw. nicht zu Ende geführten Betreuungsvorganges

a) dem ursprünglich vorgesehenen Prüfer, der
— aus Gründen die nicht er zu vertreten hat
— die Betreuung der Fachbereichsarbeit nicht
mehr weiterführen kann, und dem die
Betreuung fortsetzenden Prüfer jeweils die in
Z 2 lit. a und b angeführten Entschädigungen
im aliquoten Ausmaß (für jeden Monat, den
die Betreuung umfaßt, ein Sechstel der
Entschädigung, wobei im Falle des Wechsels
während eines Monats der auf diesen Monat
entfallende Betrag auf die beiden Lehrer
entsprechend der jeweiligen Betreuungsdauer
aufzuteilen ist),

b) dem Prüfer, der die Betreuung einer Fachbe-
reichsarbeit deshalb nicht weiterführen kann,
weil Schüler diese nicht fortsetzen, die in
aa) Z 2 lit. a angeführte Entschädigung voll,

wenn zumindest ein Schüler bis zum
Abschluß der Fachbereichsarbeit weiter-
betreut wird, und im aliquoten Ausmaß
(für jeden Monat, in dem eine Betreuung

erfolgt, ein Sechstel der Entschädigung),
wenn keiner der zu betreuenden Schüler
die begonnene Fachbereichsarbeit zu
Ende führt und die in

bb) Z 2 lit. b angeführte Entschädigung
jedenfalls nur im aliquoten Ausmaß."

3. § 6 lautet:

„§ 6. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1976 in Kraft.

(2) § 3 Abs. 3 und Abschnitt II Z 1 und 2 und
Abschnitt V lit. d sublit. aa der Anlage I in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 517/1993
treten mit 1. Mai 1993 in Kraft.

(3) Für die Durchführung von Reifeprüfungen,
die noch auf Grund der Verordnung über die
Reifeprüfung in den allgemeinbildenden Schulen,
BGBl. Nr. 105/1975, in der Fassung der Verord-
nungen BGBl. Nr. 443/1975, 192/1976, 565/1977
und 191/1984, bei der vierjährigen Oberstufe bis
31. Dezember 1994 und der fünfjährigen Oberstufe
bis 31. Dezember 1995 durchgeführt werden, gelten
die Bestimmungen der Stammfassung dieses Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 314/1976.

(4) Auf die in dieser Novelle angeführten Beträge,
welche dem Stand des Jahres 1976 entsprechen, ist
§ 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1976
anzuwenden."

4. Die Z 1 und 2 des Abschnittes II der Anlage I
lauten:
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Klestil

Vranitzky


